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Soziale Selbstverwaltung als Markenzeichen 
der Sozialversicherungen stärken 
Key Facts 

•	 Erstmals war es in Deutschland im Jahr 2023 möglich, seine Stimme bei einer 
vom Gesetzgeber veranlassten Wahl auch online abzugeben 

•	 Die neu eingeführte Geschlechterquote hat zu einer signifikanten Steigerung der 
Beteiligung von Frauen in den Gremien der sozialen Selbstverwaltung geführt 

•	 Studien haben gezeigt, dass die Bedeutung der sozialen Selbstverwaltung und 
damit auch der Sozialwahlen im Bewusstsein der Versicherten nur schwach 
verankert ist, daher muss das Modell der Sozialwahlen weiter gestärkt werden 

Autor 

  Peter Weiß 

Der Bundeswahlbeauftragte für die Sozialversicherungswahlen, Peter Weiß, und seine Stellver-
treterin Doris Barnett unterbreiten in ihrem Bericht und dem nachfolgenden Statement eine Reihe 
von Vorschlägen, wie die Zukunft der sozialen Selbstverwaltung und damit die Grundarchitektur 
der Sozialversicherungen in Deutschland gestaltet werden können. 

I nsgesamt 3.860 Vertreterinnen und 
Vertreter der Versicherten und der 
Arbeitgeber (und bei der Sozialver-

sicherung für Landwirtschaft, Forsten 
und Gartenbau auch die der Selbststän-
digen ohne fremde Arbeitskräfte) haben 

bei den Sozialwahlen 2023 ihre Mandate 
in den Vertreterversammlungen, den Ver-
waltungsräten und den Vorständen bei den 
144 Sozialversicherungsträgern im Bereich 
der gesetzlichen Kranken-, Renten- oder 
Unfallversicherung in Deutschland neu 
beziehungsweise erneut übernommen. 
Sie engagieren sich ehrenamtlich in der 
Sozialen Selbstverwaltung und sind damit 
Teil unseres demokratischen Gemeinwe-
sens. Dort tragen sie Verantwortung in der 
Verwaltung und in der Gestaltung unserer 
Sozialversicherungen. Sie sind damit ver-
lässliche Partner und Säulen der Sozialen 
Sicherung für unsere Mitbürgerinnen und 
Mitbürger. Sie sind Garanten des Sozial-
staates. Bürgerschaftliches Engagement 
und Bürgerbeteiligung finden so ganz kon-
kret statt, jeden Tag und dies für ganze 
sechs Jahre. Denn so lange dauert eine Le-
gislaturperiode in der Sozialen Selbstver-
waltung. Den Gewählten und denen, die 
sich für eine Kandidatur bei den Sozial-
wahlen 2023 bereit erklärt haben, gilt da-
her mein herzlicher Dank! Wir alle sollten 
sie zu der ehrenvollen und wichtigen Tätig-
keit zum Wohl unserer Sozialversicherun-
gen und damit zum Wohl der Versicherten 
beglückwünschen. 

Gemeinsam mit meiner Stellvertreterin Do-
ris Barnett habe ich einen Schlussbericht 
über die Sozialwahlen 2023 verfasst und 
diesen in einer öffentlichen Veranstaltung 
Ende September 2024 an Bundesminister 
Hubertus Heil übergeben. Die Aufzeich-
nung der Veranstaltung und eine elektroni-
sche Fassung des Schlussberichtes können 
Sie abrufen unter   www.bundessozial-
wahlbeauftragter.de. 

Bei den Sozialwahlen 2023 gab es zwei 
Neuerungen, die auch die künftigen So-
zialwahlen prägen werden: 

•	 das Modellprojekt Online-Wahlen 
und 

•	 die Einführung einer Geschlechter-
quote. 

An dem Modellversuch „Online-Wahl“ 
haben sich 15 gesetzliche Krankenkassen 
beteiligt. Fünf gesetzliche Krankenkassen 
führten letztlich eine Online-Wahl durch. 
Erstmals war es in Deutschland möglich, 
seine Stimme bei einer vom Gesetzgeber 
veranlassten Wahl auch online abzuge-
ben. Die erfolgreiche Durchführung des 
Modellprojektes wird die Diskussion dar-
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Bundeswahlbeauftragter für die Sozial-
versicherungswahlen, Peter Weiß 

http://www.bundessozialwahlbeauftragter.de
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über beflügeln, ob und bei welchen Wah-
len in Deutschland den Wählerinnen und 
Wählern künftig die Möglichkeit eröffnet 
werden soll, ihre Stimme digital abzuge-
ben. Den Sozialwahlen gebührt das große 
Verdienst, diesen ersten Modellversuch ge-
wagt zu haben und damit Schrittmacher 
im Prozess der Digitalisierung der Wahlen 
zu sein. 

Eine weitere Innovation im Wahlrecht war 
die Festlegung einer Geschlechterquote. 
Auch dies ist im deutschen Wahlrecht bis-
lang einmalig. Zur Sozialwahl bei einem 
Sozialversicherungsträger durften nur 
die Vorschlagslisten zugelassen werden, 
die mindestens 40 Prozent Männer und 
Frauen aufwiesen. Bei den gesetzlichen 
Krankenkassen war die Geschlechterquo-
te verpflichtend. Bei den Rentenversiche-
rungsträgern und den Unfallversicherungs-
trägern galt eine „Soll“-Vorschrift. Sowohl 
bei den Sozialversicherungsträgern, für 
die die Geschlechterquote verpflichtend 
galt, als auch dort, wo sie nur als „Soll-
Vorschrift“ ausgestaltet war, hat die Ge-
schlechterquote zu einer signifikanten Stei-
gerung der Beteiligung von Frauen in den 
Gremien der Sozialen Selbstverwaltung 

geführt. Der durchschnittliche Frauenan-
teil in den Gremien der Sozialen Selbstver-
waltung liegt jetzt bei 43,2 Prozent. 

Daher waren die Sozialwahlen 2023 trotz 
eines Rückgangs der Wahlbeteiligung ein 
Erfolg. Allerdings haben eine Nachwahl-
befragung und weitere Studien gezeigt, 
dass die Bedeutung der Sozialen Selbst-
verwaltung und damit auch der Sozial-
wahlen im Bewusstsein der Versicherten 
nur schwach verankert ist. Vielfach wird 
auch der Nutzen einer Sozialen Selbstver-
waltung angezweifelt, weil sie ohnehin 
nur über geringe Kompetenzen verfüge. 
Eine ehrliche und gründliche Analyse 
dieser Befunde muss zu der Erkenntnis 
führen, dass ein einfaches „Weiter-so“ 
keine Perspektive für die Soziale Selbst-
verwaltung und für die Sozialwahlen ist. 
Deshalb machen Doris Barnett und ich 
in unserem Bericht eine Reihe von Vor-
schlägen, um die Thematik der Zukunft 
der Sozialen Selbstverwaltung und damit 
auch der Grundarchitektur der Sozialver-
sicherungen in Deutschland anzugehen. 
Wir wollen damit in der Gesellschaft, 
bei den Sozialpartnern und in der Poli-
tik einen Diskussionsprozess anstoßen, 

der zu einer neuen Verständigung über 
die Grundlagen der Sozialen Sicherung 
und über Auftrag und Sinn einer Sozialen 
Selbstverwaltung führen soll. Die wich-
tigsten Empfehlungen sind: 

•	 Die Soziale Selbstverwaltung braucht 
Verfassungsrang – die Selbstver-
waltung in den Sozialversicherungs
trägern sollte im Grundgesetz ver
ankert werden. 

•	 Vermittlung von Basiswissen des 
deutschen Sozialversicherungs
systems in der schulischen und 
außerschulischen Bildungsarbeit 

•	 verbesserte Öffentlichkeitsarbeit 
und mehr Kompetenzen der Selbst
verwaltungen 

Wir würden uns sehr freuen, wenn unsere 
Vorschläge nicht nur diskutiert, sondern 
auch konkret aufgegriffen würden. Spätes-
tens in der kommenden Legislaturperiode 
des Deutschen Bundestages sollten dann 
auch entsprechende Entscheidungen ge-
troffen werden. � ←

Eine weitere Innovation im Wahlrecht war die 
Festlegung einer Geschlechterquote. Auch dies 
ist im deutschen Wahlrecht bislang einmalig.“ 
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